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Föderal geprägte Politikfelder im  
europäischen Vergleich

Die Schweizer Sozialpolitik ist traditionsgemäss stark föderal geprägt. 
Doch welche Entwicklungen spielen sich zwischen 1980 und 2006 in 
Bezug auf die Organisation und Erbringung von sozialstaatlichen Leis-
tungen ab, und wie sieht die Situation in anderen europäischen Staaten 
aus: Sind sozialpolitische Aufgaben an regionale oder kommunale 
Einheiten verlagert worden? Der Forschungsbericht der europäischen 
Vergleichsstudie «Rescaling Social Welfare Policies» liefert differen-
zierte und interessante Ergebnisse zur wohlfahrtsstaatlichen Entwick-
lung in der Schweiz und verortet diese im europäischen Kontext.

Die territoriale Dimension von 
Sozialpolitik

Unter Rescaling wird die Neuaus-
richtung der Organisation des Sozial-
staats durch Kompetenzverschiebun-

gen zwischen den Staatsebenen (na-
tional, regional, kommunal) verstan-
den, bei welcher dezentrale Ebenen 
eine wachsende Bedeutung zu Un-
gunsten der zentralstaatlichen Ebene 
erhalten (Kazepov 2008). Auf staatli-

cher Seite sind oftmals mehrere Ebe-
nen (Zentralstaat, Region, Kommu-
ne) bei der Planung, Steuerung und 
Leistungserbringung involviert 
(«multi-level governance» oder Mehr-
Ebenen-Regieren). Dezentrale Insti-
tutionen erhalten neue Entschei-
dungsbefugnisse, sehen sich in neuen 
Rollen als Auftraggeber und Über
wacher und praktizieren neue Formen 
des Verwaltungshandelns (New Pub-
lic Management, Outsourcing, Leis-
tungsaufträge usw.). Immer mehr 
nicht-staatliche, Non-Profit- oder For-
Profit-Akteure werden zu Erzeugern 
und Erbringern von sozialstaatlichen 
Leistungen (Harvey 1989). So gese-
hen ist es nicht mehr der (Zentral)-
Staat, der Sozialpolitik macht, son-
dern ein «welfare regime» oder ein 
wohlfahrtsstaatliches Arrangement. 
Der alte «Leistungsstaat» wird ersetzt 
durch einen «Gewährleistungsstaat» 
(Bieling 2009, 238), bei welchem der 
(Zentral)Staat die Gesamtverantwor-
tung für eine Aufgabe trägt, aber nicht 
alle Funktionen einer Aufgabe selber 
ausüben muss. Bei Rescaling sind fol-
gende Funktionen zu unterscheiden: 
Planung, Regulierung, Finanzierung 
und Leistungserbringung, die in un-
terschiedlicher Kombination zwischen 
Staatsebenen und privaten AkteurIn-
nen arrangiert sein können. 

Arbeitshypothese des europäischen 
Forschungsprojekts1 war, dass eine 
intensive Phase des Strukturauf- und 
-umbaus im Sozialsektor mit wider-
sprüchlichen Entwicklungen, d.h. so-
wohl mit stärkerer Dezentralisierung 
als auch vereinzelter (Re-)Zentrali-
sierung stattfindet. Die Wirkungen 
seien ambivalent: Durch lokale Ein-
bettung der sozialen Dienstleistungen 
erhöhe sich deren Wirksamkeit. 
Gleichzeitig würden sich immer grös
sere regionale Unterschiede in der 
Behandlung von sozioökonomischen 
Problemlagen abzeichnen. Die Fra-

1	 Das europäische Forschungsprojekt «Rescaling 
of Social Welfare Policies – A comparative 
study on the path towards multi-level gover­
nance in Europe» stand unter der wissenschaft­
lichen Leitung von Yuri Kazepov, Professor an 
der soziologischen Fakultät der Universität 
Urbino, Italien, und wurde durch Kai Leichsen­
ring, European Centre of Social Welfare Policies 
and Research in Wien, Österreich, koordiniert. 
In der europäischen Vergleichsstudie wurden 
Auswirkungen von Dezentralisierungs- und 
Privatisierungstendenzen in den drei sozial-
staatlichen Handlungsfeldern Sozialhilfe, Ak­
tivierungsmassnahmen und Altershilfe und 

Alterspflege in den acht europäischen Ländern 
Italien, Finnland, Frankreich, Norwegen, Polen, 
Schweden, Schweiz und Spanien zwischen 1980 
und 2006 untersucht. Im Schweizer Team haben 
Beat Baumann (Projektleitung), Jürgen Stremlow 
(Co-Projektleitung), Annegret Bieri und Rahel 
Strohmeier Navarro Smith der Hochschule Luzern 
– Soziale Arbeit mitgearbeitet. Schlusspublikation 
des Projekts: Kazepov, Yuri (Hrsg.) (2010), Resca­
ling Social Policies towards Multilevel Governance 
in Europe, Ashgate, Farnham. Für weitere Angaben 
zum Projekt siehe: www.euro.centre.org/detail.
php?xml_id=89; http://www.hslu.ch/s-abstract_
rescaling.pdf.



220� Soziale Sicherheit CHSS 4/2010

Wohlfahrtsstaatliche EntwicklungSozialpolitik

gestellungen der europäischen Ver-
gleichsstudie lauteten: Welche Resca-
ling-Prozesse lassen sich beobachten? 
Und wie sind die Rescaling-Prozesse 
im europäischen Vergleich zu charak-
terisieren? Der vorliegende Artikel 
bietet einen Überblick über das Stu-
diendesign und vermittelt einige zent
rale Ergebnisse aus dem europäischen 
Vergleich.

Im Fokus der europäischen Ver-
gleichsstudie standen drei Politikfel-
der: Arbeitsmarktmassnahmen, Sozi-
alhilfe sowie Altershilfe und Alters-
pflege. Die Teilnahme der acht Länder 
ergab sich durch Netzwerke der For-
scherinnen und Forscher und des Eu-
ropäischen Zentrums für Wohlfahrts-
politik und Sozialforschung in Wien. 
Um weitere Aussagen zur innerstaat-
lichen Heterogenität der (regionalen 
oder kommunalen) institutionellen 
Arrangements und die tatsächlich 
darin erbrachten Leistungen treffen 
zu können, wurden im europäischen 
Projekt pro Land zwei, möglichst un-
terschiedliche, Regionen resp. Städte 
untersucht.2

Rescaling-Trends: 
Dezentralisierung oder  
(Re-)Zentralisierung?

Je nach Politikfeld zeichnen sich 
unterschiedliche Trends der Dezent-
ralisierung und (Re-)Zentralisierung 
ab. So hat in allen Ländern ein teil-
weise grosser Umbau der Institutio-
nen, die für die aktive Arbeitsmarkt-
politik zuständig sind, stattgefunden, 
und der Umbau geht weiter. In sämt-
lichen acht Ländern erfolgt die Um-
setzung der aktiven Arbeitsmarkt-
massnahmen gegenwärtig auf der 
lokalen oder regionalen Ebene. Dies 
können Filialen der nationalen Ar-
beitsmarktbehörde sein oder Verwal-
tungseinheiten der regionalen oder 
lokalen Gebietskörperschaft. Soziale 
Dienstleistungen wie die Arbeitsver-
mittlung oder die Vermittlung in Ar-
beitsintegrationsprogramme erfor-
dern einen persönlichen Kontakt mit 
der erwerbslosen Person. In den drei 

skandinavischen Einheitsstaaten 
Finnland, Norwegen und Schweden 
sind die Zuständigkeiten innerhalb 
der zentralstaatlichen Arbeitsmarkt-
behörde auf regionale und lokale 
Zweigstellen verteilt worden (Dekon-
zentration). In Polen, Frankreich und 
Italien kam es zu einer Dezentralisie-
rung im Rahmen einer allgemeinen 
Staatsreform, die indirekt auch die 
staatliche Organisation der Arbeits-
marktpolitik betraf. In Polen und 
Frankreich fand schrittweise eine po-
litische Dezentralisierung statt, in 
welcher den regionalen Gebietskör-
perschaften in stark begrenztem Mass 
Kompetenzen übertragen wurden. In 
Italien fand eine umfassende Über-
tragung der Kompetenzen an die Re-
gionen mit einem vollständigen Rück-
zug des Zentralstaates statt. Die 
Schweiz hingegen verfügt über eine 
lange föderalistische Tradition. Wäh-
rend der vergangenen 20 bis 30 Jahre 
fand in der Schweiz im Vergleich zu 
den anderen Untersuchungsländern 
eher eine Zentralisierung der Arbeits-
marktmassnahmen statt, weil der 
Bundesstaat die Zuständigkeit über-
nahm und die Leistungserbringung 
weitgehend an die Kantone delegier-
te. In der Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg waren es einzelne Städte 
und Kantone, die Arbeitslosen Be-
schäftigungsmöglichkeiten boten. 

Ein ähnliches Bild zeichnet sich im 
Politikfeld der Sozialhilfe ab. In fast 
allen acht untersuchten Ländern las-
sen sich bei der Sozialhilfe seit 1990 
Aufgaben- und Zuständigkeitsverla-
gerungen hin zu den Gemeinden be-
obachten; dies gilt gleichermassen auf 
der Ebene der Gesetzgebung und der 
politischen Planungszuständigkeiten, 
der Finanzierung der wirtschaftlichen 
und persönlichen Sozialhilfeleistun-
gen und dem Vollzug. In der Schweiz 
sind die Entwicklungen in den Kan-
tonen seit 1990 unterschiedlich: In 
einigen kleinen Kantonen wurde der 
Vollzug entweder vom Kanton über-
nommmen (z.B. Glarus) oder als Ver-
bundaufgabe zwischen Gemeinden 
und Kanton (z.B. Uri und Nidwalden) 
definiert; demgegenüber wurde in 

anderen Kantonen den Gemeinden 
die Verantwortung (Organisation, 
Vollzug, Finanzierung) für die Sozial-
hilfe übertragen. Der Vollzug der So-
zialhilfe in den vier untersuchten 
Schweizer Kantonen bildet diese Viel-
falt der Vollzugsorganisationen eben-
falls ab. So wird in den Kantonen 
Aargau und Zürich die Sozialhilfe 
durch kommunale und regionale So-
zialdienste vollzogen, die durch die 
Gemeinden getragen werden. Im 
Kanton Neuenburg vollziehen 10 in-
terkommunale Sozialzentren («ser-
vice communaux ou intercommu
naux») die Sozialhilfe. Im Kanton 
Waadt liegt der Vollzug bei den 12 
kantonal gesteuerten, regionalen So-
zialberatungsstellen, die von Gemein-
deverbünden getragen werden mit 
der Ausnahme von Lausanne. Weiter 
ist anzumerken, dass die Sozialhilfe 
in der Schweiz im Anschluss an das 
System der sozialen Sicherheit an Be-
deutung gewonnen hat, was durch die 
stetig zunehmenden Fallzahlen bis 
zum Jahr 2006 ausgewiesen werden 
kann (BFS 2010).

Im Politikfeld der Altershilfe und 
Alterspflege lässt sich hingegen die 
These der Dezentralisierung nicht 
erhärten. Im Gegenteil: Es handelt 
sich um ein junges Politikfeld, bei wel-
chem nur in den nordischen Ländern 
und in der Schweiz auf eine mehrere 
Jahrzehnte andauernde Tradition zu-
rückgeblickt werden kann. Interes-
santerweise sind in allen Ländern ab 
den 1990er-Jahren generell eher Ten-
denzen der Zentralisierung zu beob-
achten, obschon es hier verschiedene 
Formen zu unterscheiden gilt: Eine 
vollständige Delegation der Verant-
wortung in Bezug auf die Planung, 
Regulierung und Finanzierung an die 
nationale Staatsebene ist in keinem 

2	 Bei der Wahl der Regionen wurden folgende 
Kriterien berücksichtigt: (1) urbane und rurale 
Region(en); (2) möglichst grosse Unterschiede 
in der Organisation der Aufgaben und Struk­
turen (politische Zuständigkeiten, Finanzierung 
und Vollzug); und (3) eine «mittelhohe» Pro­
blembelastung (Höhe der Erwerbslosigkeit, 
demografische Alterung). Datenerhebung fand 
unter Einsatz von sogenannten Fallvignetten 
statt. Für weitere Ausführungen siehe Schwei­
zer Schlussbericht: Baumann et al. 2010.
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der Untersuchungsländer zu beob-
achten. Vielmehr bleiben die generell 
dezentralen territorialen Modelle der 
Altershilfe und -pflege in ihrer Grund-
form erhalten und die bestehenden 
Kompetenzverteilungen werden le-
diglich neu in nationalen Rahmenge-
setzen festgeschrieben. Zudem kann 
die Zentralisierung als steigende, in 
den einzelnen Ländern unterschied-
lich fortgeschrittene Etablierung der 
Altershilfe und -pflege als Politikfeld 
mit mehr expliziten Massnahmen in-
terpretiert werden.

Je nach Kontext bezüglich des 
Wohlfahrtssystems und der staats
politischen Rahmenbedingungen sind 
die identifizierten Rescaling-Trends 
unterschiedlich zu bewerten. Mit 
Rescaling ist kein allgemeiner neo
liberaler Aufgabenabbau für die Be-
wältigung von sozialen Problemlagen 
beabsichtigt (Kazepov 2010), wie an-
hand der Reorganisation der Arbeits-
marktmassnahmen aufgezeigt werden 
kann. Wenn der Zentralstaat Aufga-
ben an andere Gebietskörperschaften 
verlagert, bedeutet das nicht, dass er 
zu einem «schlanken Staat» wird, wie 
dies das Beispiel der skandinavischen 
Staaten zeigt. Dort sollen durch den 
Umbau der Arbeitsmarktpolitik die 
institutionellen Voraussetzungen für 
eine bessere Begleitung von Langzeit
erwerbslosen geschaffen werden. Eine 
andere Entwicklung spielte sich bei 
der Arbeitsmarktpolitik in Deutsch-
land ab, wo die grösste Sozialreform, 
die Zusammenlegung der Arbeitslo-
senhilfe und der Sozialhilfe, parallel 
stattfand zu einem Leistungsabbau in 
der Arbeitslosenversicherung, bei 
welchem die Bezugsdauer auf 12 Mo-
nate reduziert wurde. Verfügen die 
Regionen oder Kommunen nicht über 
die nötigen Ressourcen, wirkt sich 
eine Dezentralisierung der Verant-
wortung für Arbeitsmarktmassnah-
men wie ein Leistungsabbau aus. Es 
ist zwar nach wie vor der Zentralstaat 
(mit Ausnahme von Italien), zusam-
men mit Regionen und Kommunen, 
welcher die zu erbringenden Arbeits-
marktmassnahmen definiert, bei der 
Erbringung solcher Leistungen ge-

winnen aber Marktelemente (z.B. 
Auslagerung von Arbeitsmarktmass-
nahmen an private Unternehmen) an 
Einfluss. Anders als beispielsweise bei 
der Gesundheitspolitik gibt es jedoch 
keine privaten, gewinnorientierten 
Arbeitslosenversicherungen, und ein 
Druck von privaten Versicherungsun-
ternehmen, staatlich garantierte Leis-
tungen der Arbeitslosenversicherung 
zu begrenzen, um einen Markt für 
private Versicherungsleistungen zu 
öffnen, besteht nicht.

Die Erfahrungen in den untersuch-
ten europäischen Einheitsstaaten 
zeigen, dass ein Umbau des Staates 
mit einer Aufgabenverlagerung an 
sub-nationale Gebietskörperschaften 
und der Einbezug weiterer Akteure 
erst dann die Aussichten auf bürger-
nahe und effektive Dienstleistungen 
erfüllt, wenn der Zentralstaat die 
Kontrolle über die Qualität über-
nimmt, die regionalen Differenzen 
begrenzt, mit Rechtsansprüchen die 
Stellung der Erwerbslosen stärkt und 
sub-nationale Gebietskörperschaften 
mit den nötigen finanziellen Ressour-
cen ausstattet. Fehlen den sub-natio-
nalen Gebietskörperschaften jedoch 
die finanziellen Ressourcen, wirkt 
eine Dezentralisierung wie ein Leis-
tungsabbau mit völlig willkürlichen 
Auswirkungen. Fehlt zudem ein star-
ker rechtlicher Rahmen für die Er-
werbslosen, besteht die Gefahr gros
ser Willkür. Übernimmt der Zentral-
staat keine Kontrolle, können grosse 
regionale Unterschiede entstehen, die 
letztlich auch den staatlichen Zusam-
menhalt gefährden.

Die Schweiz: regieren  
und verwalten im 
Mehrebenenmodell

Regieren in der schweizerischen 
Sozialpolitik findet in einem ausge-
prägten Mehrebenensystem statt. Die 
Kantone delegieren Kompetenzen an 
den Bund und werden in der Regel 
mit der Umsetzung der Gesetze be-
auftragt (Vollzugsföderalismus) oder 
nehmen mit dem Bund und/oder den 

Gemeinden gemeinsam eine Aufgabe 
wahr (Verbundföderalismus). Die 
Zusammenarbeit unter den verschie-
denen Staatsebenen unterscheidet 
sich jedoch je nach Politikfeld, wie 
Tabelle T1 veranschaulicht. Mit an-
deren Worten: die einzelnen Politik-
felder sind territorial unterschiedlich 
strukturiert bzw. verfügen über ein 
unterschiedliches institutionelles Ar-
rangement. Die Arbeitsmarktmass-
nahmen werden je nach Ursache von 
unterschiedlichen Bereichen der so-
zialen Sicherheit bereitgestellt: bei 
Stellenverlust durch die vom Bund 
regulierte und von den Kantonen um-
gesetzten Massnahmen der Arbeits-
losenversicherung; bei Erwerbsun
fähigkeit aufgrund von Invalidität 
durch die ebenfalls vom Bund regu-
lierte und von den Kantonen umge-
setzten Massnahmen der IV; bei lang 
andauernder Erwerbslosigkeit durch 
die kantonal regulierte und oftmals 
kommunal umgesetzte Sozialhilfe. In 
der Altershilfe und -pflege ist lediglich 
die Finanzierung der gesundheit
lichen Pflege im Rahmen der obliga-
torischen Grundversicherung der 
Krankenversicherung national gere-
gelt. Für die Organisation und Sicher-
stellung der Leistungen der Altershilfe 
und -pflege sind aber die Kantone und 
Gemeinden zuständig. Der Bund hat 
in diesem Politikfeld nur beschränkte 
gesetzgeberische Kompetenz, welche 
vor allem die Mitfinanzierung medi-
zinischer Leistungen betrifft. Im Ver-
gleich ist die Gesetzgebung in der 
Sozialhilfe und in der Altershilfe und 
-pflege stärker dezentralisiert als die 
der Arbeitsmarktmassnahmen.

Der Vollzug der Massnahmen in 
den genannten Politikfeldern folgt 
einem ähnlichen Muster: Bei den Ar-
beitsmarktmassnahmen sind es in 
erster Linie die Kantone und im 
Bereich der Sozialhilfe oftmals die 
Gemeinden, die Massnahmen orga-
nisieren; bei der Sozialhilfe sind es 
Gemeinden, welche für die materiel-
le Existenzsicherung und für ein An-
gebot an Integrationsmassnahmen 
zuständig sind. In der Altershilfe und 
-pflege sind es entweder die Gemein-
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den oder die Kantone und Gemein-
den zusammen, welche Angebote in 
der ambulanten und stationären Pfle-
ge bereitstellen.

Der Versuch der Schweiz, im Rah-
men der NFA (Neugestaltung des Fi-
nanzausgleichs und der Aufgabentei-
lung) Aufgaben zu entflechten und sie 
nur noch einer einzigen staatlichen 
Ebene – dem Bund oder den Kantonen 
– zuzuweisen, steht konträr zum euro-
päischen Trend. Die Entwicklung in 
den Vergleichsländern geht in die Rich-
tung einer Differenzierung des Mehr
ebenensystems und einer Ausweitung 
der Kooperationsformen. Eine Aus-
nahme bilden Italien und Norwegen. 
In Norwegen wurde die Zuständigkeit 
für die Altershilfe und -pflege von der 
regionalen und lokalen Ebene vollstän-
dig an die lokale Ebene delegiert. In 
Italien, wo der Staat die Kompetenzen 
für die Arbeitsmarktpolitik vollständig 
an die Regionen delegierte, hat sich 
diese Zuweisung an eine einzige staat-
liche Ebene als nicht erfolgreich erwie-
sen, weil viele Regionen die neue Auf-
gabe nur ungenügend erfüllen. Und 
wie das Beispiel der NFA zeigt, bedeu-
tet ein Verzicht des Einbezugs des 
Bundes nicht einfach einen Wegfall von 
(vertikalen) Kooperationen. Die Kom-
pensation von Funktionen, für die bis-
her der Bund besorgt war, kann durch 
eine intensive (horizontale) Zusam-
menarbeit unter den Kantonen ersetzt 
werden.

Was die horizontale Koordination 
zwischen staatlichen AkteurInnen 

(zumeist die zuständigen Behörden) 
und den privaten (oftmals gemeinnüt-
zige Nichtregierungsorganisationen) 
betrifft, ist die Schweiz im europäi-
schen Vergleich jedoch ein Vorbild – 
selbst wenn sich aus der Innensicht 
da und dort ein Optimierungsbedarf 
abzeichnet. Die Zusammenarbeit bei 
der Altershilfe und -pflege wird im 
Rahmen von Leistungsvereinbarun-
gen festgelegt, die involvierten Orga-
nisationen sind mit öffentlichen Res-
sourcen ausgestattet und beschäftigen 
im Pflegebereich gemäss Vorgaben 
des KVG zunehmend für die jeweili-
gen Aufgaben spezifisch ausgebildete 
Fachkräfte. Im Gegensatz dazu be-
deutet in Italien oder in Spanien eine 
starke Involvierung des dritten Sek-
tors in der Leistungserbringung der 
Altershilfe und -pflege etwas voll-
kommen anderes: wenig professionel-
le, oftmals durch Freiwillige erbrach-
te Hilfs- und Pflegeleistungen in Fäl-
len, wo entsprechende Leistungen 
nicht (mehr) durch die Familie er-
bracht werden können. Allerdings ist 
allein die Beschäftigung von Profes-
sionellen noch kein Garant für «be-
darfsgerechte» Dienstleistungen in 
einer Hilfs- oder Notsituation.

Was kann die Schweiz aus 
dem europäischen Vergleich 
lernen?

Bei einem internationalen Ver-
gleich geht es darum, adäquate Mass-

stäbe zu finden. Polen oder Italien 
beispielsweise sind kein geeigneter 
Massstab für einen Vergleich des fö-
deralen wohlfahrtsstaatlichen Arran-
gements der Schweiz. Die Schweiz 
muss mit ähnlich kleinen und wirt-
schaftlich starken Ländern (oder Re-
gionen) verglichen werden. Primär 
eignen sich die skandinavischen Län-
der und unter ihnen in erster Linie 
Norwegen für einen echten, heraus-
fordernden Vergleich der Schweiz mit 
den anderen Ländern betreffend der 
untersuchten Politikfelder. Und die-
sen Vergleich muss die Schweiz nicht 
scheuen. Bei der Versorgung der Be-
völkerung mit sozialen Dienstleistun-
gen und dem Niveau der Transferleis-
tungen schneidet die Schweiz sehr gut 
ab. Reorganisationen im skandinavi-
schen Sozialstaat werden jedoch 
schneller umgesetzt als in der födera-
listischen Schweiz. Die skandinavi-
schen Länder haben eine einfachere 
Staatsstruktur mit Gemeinden, die in 
der Sozialpolitik wichtige Aufgaben 
erfüllen und die im Durchschnitt 4 bis 
11mal so gross sind wie die Schweizer 
Gemeinden. Die Schweiz kann die 
Wirksamkeit der Sozialpolitik erhö-
hen, wenn die vertikale Zuständig-
keitsverteilung zwischen den Staats-
ebenen optimiert wird. Optimieren 
kann eine Zuständigkeitsverlagerung 
zwischen Staatsebenen bedeuten, un-
ter Umständen ein weit reichender 
Eingriff, der eine Verfassungsände-
rung erfordert. Doch welche, eher 
«niedrigschwelligen» Verbesserungs-
möglichkeiten gibt es, die bei einer 
gegebenen, vielleicht suboptimalen 
Kompetenzverteilung den Hand-
lungsspielraum der Politik erweitern?

Die Vorschläge der Studie – aus den 
Erfahrungen anderer Länder abgelei-
tet – sind unter der gegebenen Kom-
petenzverteilung umsetzbar. Die Vor-
schläge können in vier unterschied
lichen Ansätzen zusammengefasst 
werden: 1) Politischen Handlungs-
spielraum erweitern; 2) Soziale Rech-
te erweitern; 3) Zugang zu Leistungen 
erleichtern; 4) Koordination verbes-
sern. Natürlich sind auch weiterge-
hende Lösungen mit institutionellen 

Zuständige Staatsebene für die Gesetzgebung in � T1
drei Politikfeldern

Arbeitsmarkt
massnahmen

Sozialhilfe Altershilfe und 
Alterspflege

Bund ++ – (+)

Kanton ++ +(+) +(+)

Gemeinden +(+) ++ ++

Quelle: Eigene Darstellung
++ 	 grosse Kompetenzen	 (+)	 beschränkte Kompetenzen
+(+)	 ausgeprägte Kompetenzen	 –	 keine Kompetenzen
+	 mittlere Kompetenzen

Wohlfahrtsstaatliche EntwicklungSozialpolitik
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Änderungen und/oder einer Entflech-
tung der Kompetenzverteilung denk-
bar.

Ein Vorschlag soll knapp skizziert 
werden: Ausgehend von Erfahrungen 
in den skandinavischen Staaten wird 
vom Autor und der Autorin des Arti-
kels der Vorschlag gemacht, Langzeit
erwerbslosigkeit (länger als 12 Mo
nate erwerbslos) als eigenständiges 
soziales Risiko anzuerkennen, das 
sich von Kurzzeitarbeitslosigkeit un-
terscheidet und dafür eine eigene 
Sozialversicherung für Langzeiter-
werbslosigkeit zu schaffen.3 Langzeit
erwerbslose hätten ein Recht auf 
Integrationsmassnahmen, wären aber 
auch zur Kooperation verpflichtet. 
Das trifft heute bei ausgesteuerten 
Personen nicht zu. Eine solche Sozi-
alversicherung böte eine gesetzliche 
Grundlage für individuell abgestimm-
te Integrationsmassnahmen, die heute 
nur in Einzelfällen bei einer gelun
genen interinstitutionellen Zusam-
menarbeit möglich sind. Eigene Be-
ratungs- und Begleitungsstellen wür-
den gemeinsam mit der betroffenen 
Person eine dauerhafte Lösung su-
chen. Die Eingliederung in den ersten 
Arbeitsmarkt wäre nur eine mögliche 
Zielsetzung neben anderen wie Aus-
bildung, Weiterbildung, Umschulung 

oder Freiwilligenarbeit. Für die Bera-
tung und Begleitung der Langzeiter-
werbslosen müssten Dienstleistungs-
zentren entwickelt werden, welche 
das Coaching (Kerngeschäft der IV), 
die Arbeitsvermittlung (Kerngeschäft 
der ALV), soziale Beratung (Kernge-
schäft der Sozialhilfe) und Lehrstel-
lensuche (Berufsberatung) gleichzei-
tig anbieten.

Die langzeiterwerbslose Person 
hätte einen individuellen Anspruch 
auf eine finanzielle Leistung, die in 
etwa dem Niveau der Ergänzungsleis-
tungen entspricht. Möglicherweise ist 
diese Leistung aber zu gering, um ei-
ne ganze Familie unterstützen zu kön-
nen. In diesem Fall, wenn das gesam-
te Einkommen einer Familie nicht 
existenzsichernd ist, stockt eine Er-
gänzungsleistung das Familienein-
kommen bis zur existenzsichernden 
Höhe auf.
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